
Niederschrift
über die öffentliche 12. Sitzung 
der Gemeindevertretung Galmsbüll 
am Mittwoch, 18. November 2015
Sitzungsort: Landjugendheim Neugalmsbüll, Am Schulplatz 1
Sitzungsdauer: 19:30 bis 21:15 Uhr
Anwesend sind: 
	Bürgermeisterin
	Sinje Stein
	

	Gemeindevertreter
	Bendix Brodersen
	

	Gemeindevertreter
	Malte Martensen
	

	Gemeindevertreter
	Christian Wilhelm Melfsen
	

	Gemeindevertreterin
	Carola Körner
	

	Gemeindevertreterin
	Birgit Kraft-Ribeiro
	

	Gemeindevertreter
	Peter August Petersen
	

	Gemeindevertreter
	Ernst-Ludwig von Schwichow
	

	Gemeindevertreter
	Norbert Rühmann
	

	Ferner:
	
	

	bürgerliches Mitglied
	Anke Schenker
	

	bürgerliches Mitglied
	Richard Richardsen
	


Von der Verwaltung nimmt teil: Sven Mathiesen

Schriftführer
Zu dieser Sitzung wurde ordnungsgemäß mit folgender Tagesordnung – durch Beschlussfassung zu TOP 2 ergänzt - eingeladen:

	1.
	Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung und der Beschlussfähigkeit

	2.
	Tagesordnung

	2.a.
	Dringlichkeitsanträge

	2.b.
	Beschluss über die evtl. Nichtöffentlichkeit der Beratungspunkte

	3.
	Einwohnerfragstunde

	4.
	Beschluss über evtl. Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 16.09.2015

	5.
	Berichte der Ausschussvorsitzenden

	6.
	Mitteilungen der Bürgermeisterin und Bekanntgabe der im nichtöffentlichen Teil der letzten Sitzung gefassten Beschlüsse

	7.
	Beratung und Beschlussfassung über die Aufstellung des B-Planes Nr. 8 der Gemeinde Galmsbüll (Osterhof) 
hier: Aufstellungsbeschluss

	8.
	Beratung und Beschlussfassung über die 1. Änderung der Hundesteuersatzung

	9.
	Beratung und Beschlussfassung über einen Zuschuss an die Ulrike-Jessen-Stiftung

	10.
	Beratung und Beschlussfassung über einen Zuschussantrag des TSV Emmelsbüll e.V.

	11.
	Beratung und Beschlussfassung über eine Kostenbeteiligung am Neubau des dänischen Kindergartens in Niebüll

	12.
	Beratung und Beschlussfassung über einen Zuschussantrag für die Betreuungsmaßnahmen an der dänischen Schule

	13.
	Beratung und Beschlussfassung über die Beauftragung eines Planungsbüros zur Erstellung eines informellen Planungskonzeptes

	14.
	Anfragen und Mitteilungen


1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung und der Beschlussfähigkeit          
Bürgermeisterin Sinje Stein begrüßt die Erschienenen und stellt fest, dass die Versammlung beschlussfähig ist.

2. Tagesordnung
2.a. Dringlichkeitsanträge          
Beschluss:
Die Tagesordnung wird um folgende Punkte erweitert:

Neuer TOP 12:

„Beratung und Beschlussfassung über die Gewährung eines Zuschusses für die Nachmittagsbetreuung an der dänischen Schule“ und

neuer TOP 13:
„Beratung und Beschlussfassung über die Beauftragung eines Planungsbüros zur Erstellung eines informellen Planungskonzeptes“.

Der bisherige Tagesordnungspunkt 12 „Anfragen und Mitteilungen“ ist dann der neue Tagesordnungspunkt 14.

Abstimmungsergebnis: einstimmig
2.b. Beschluss über die evtl. Nichtöffentlichkeit der Beratungspunkte     
Es erfolgt keine Beschlussfassung, alle Tagesordnungspunkte werden öffentlich beraten.

3. Einwohnerfragstunde          
Es werden keine Fragen gestellt.

4. Beschluss über evtl. Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 16.09.2015          
Die Niederschrift über die Sitzung vom 16.09.2015 ist der Gemeindevertretung zugegangen. 

Es erfolgen keine Einwände.
5. Berichte der Ausschussvorsitzenden          
Carola Körner berichtet, dass am 28.10.2015  die 7.  Sozialausschusssitzung stattgefunden hat. 

In dieser wurde ein Rückblick auf die durchgeführten Veranstaltungen gehalten.

Die Landjugendwette war sehr erfolgreich. Aufgeteilt in  8 Teams zu 2 Personen waren diese für einen bestimmten Streckenabschnitt verantwortlich. Die übrige Landjugendmitglieder  und freiwillig helfende Kinder aus der Gemeinde setzten Nazissenzwiebeln u. a.  um den Park, der Kirche und am Landjugendheim. Ziemlich schnell war erkennbar, dass die Landjugend die Wette gewinnen würde. Es wurden sogar die 1000 „Strafnarzissen“ noch  verpflanzt. Nach etwa 4 Stunden waren 13.000 Narzissenzwiebeln gepflanzt. Im Anschluss wurde gegrillt.

Das Rocktoberfest wurde von  ca. 140 Personen besucht. Bis 4.00 Uhr spielte eine Band aus Berlin und der Großteil von Besuchern war sehr zufrieden.

Das Erntefest mit vorangegangenem Gottesdienst war ebenfalls gut besucht. 

Die Kümmerer Gunter Rossen und Simone Palzer werden zukünftig zu den Sozialausschusssitzungen eingeladen, um selbst  informiert zu sein und auch zu informieren.
Gunter Rossen hat die Tannenbäume für die Gemeinde organisiert und aufgestellt. 

Simone Palzer leitet mit Unterstützung von Katarina Höller weiterhin den Kinderkreis. Es nehmen mittlerweile durchschnittlich 24 Kinder am Spielkreis teil. Die Kindern der Nachbargemeinden entrichten pro Nachmittag eine Pauschale von 2,00 € für Bastelmaterial. Der Kindertreff findet ab dem Monat November jede Woche statt, da die Kinder aus organisatorischen Gründen altersmäßig aufgeteilt werden müssen.

Die Reinigungskräfte Edith Rickertsen und Ann Christin Berndt haben an einer allgemeinen Sicherheitsunterweisung, die vom Amt angeboten wurde, teilgenommen.

Am 21.11.2015 findet ein Weihnachtsbasar im Landjugendheim statt. Die Organisatoren sind Simone Palzer und Christiane Jürgensen.

Der Sozialausschuss plant den Neujahrsempfang. Dieser findet am 03.01.2016 ab 11:00 Uhr im Landjugendheim statt.

Birgit Kraft, Vorsitzende des Finanzausschusses, berichtet von der Ausschusssitzung am 02.11.2015. In dieser wurde den Anwesenden der Jahresabschluss 2014 vorgestellt. Eine Beschlussfassung wurde vertagt. Hintergrund ist die rechtlich vorgeschriebene Verwendung des Überschussbetrages aus der Ergebnisrechnung. 

Gem. § 25 Abs. 3 der Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik darf die Ergebnisrücklage maximal 25 % der allgemeinen Rücklage betragen. 

Das Einbuchen der Überschussbeträge in die allgemeine Rücklage führt aufgrund der kommunalen Haushaltsvorschriften dazu, dass diese Überschussbeträge bei möglichen späteren Jahresfehlbeträgen nicht verwendet werden dürfen. Dieses ist erst möglich, wenn zum einen Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen eingeleitet worden sind und zum anderen ein Zeitraum von mind. 5 Jahren vergangen ist. Auch auf die Gemeinde Galmsbüll würde die Vorschrift entsprechend angewandt werden, obwohl die Gemeinde ausreichend liquide Mittel (Forderung gegenüber Einheitskasse) zur Verfügung hat und die allgemeine Rücklage einen überdurchschnittlich hohen Betrag ausweist. 

Es besteht derzeit nach dem kommunalen Haushaltsrecht keine Möglichkeit, einen Jahresüberschuss auf einem Sonderkonto (Gewinnvortrag) „vorzutragen“. 

Hier begehrt die Gemeinde Galmsbüll eine Änderung der Rechtsvorschriften und ist diesbezüglich auch mit dem Innenministerium im Dialog. In den nächsten Tagen findet zu dieser Problematik ein Gespräch zwischen Gemeindetag und Innenministerium statt.

Sollte die Kommunalaufsicht zwischenzeitlich im Rahmen einer Prüfung die Höhe der FAG Rückstellung bemängeln, kann dieser Mangel nur noch durch eine Umbuchung geheilt werden, die von der Gemeindevertretung beschlossen werden müsste. Da die Gemeindevertretung sich weigern würde, einen entsprechenden Beschluss zu fassen, könnte die Gemeinde gegen den folgenden Verwaltungsakt der Kommunalaufsicht ggf. klagen.

Deutlich gemacht wird von Frau Kraft, dass die Gemeinde in dieser Angelegenheit zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung auch bereit ist. 
Wilhelm Melfsen, Vorsitzender des Bau-, Wege und Umweltausschusses, berichtet, dass zwischenzeitlich keine Ausschusssitzung stattgefunden hat.

Die Flurbereinigungsmaßnahmen sind mit der Abnahme Anfang der Woche abgeschlossen worden.

Die Kanalsanierung im Bereich Grotsand wird in diesem Jahr größtenteils fertiggestellt, so dass im kommenden Jahr nur noch die Verschleißdecke aufgetragen werden muss. In diesem Zusammenhang wurde das Stromkabel für die Straßenbeleuchtung ersetzt und erweitert, so dass ggf. die Einfahrtsbereiche Gottesgabenerweg und Lämmerweg ausgeleuchtet werden können.

An den Häusern in Dagebülldamm entstehen immer mehr Risse. Daher wurde nun die Vermessung der Straße in Auftrag gegeben, um die Ursachen für das Absacken der Straße zu ergründen.

Bürgermeisterin Sinje Stein appelliert an die PKW-Fahrer die neu erstellen Ausweichen an den Gemeindestraßen zu nutzen, um die Banketten zu schonen.
6. Mitteilungen der Bürgermeisterin und Bekanntgabe der im nichtöffentlichen Teil der letzten Sitzung gefassten Beschlüsse          
Im nicht öffentlichen Teil der letzten Sitzung der Gemeindevertretung wurde dem Abschluss eines Honorarvertrages mit der Kanzlei KPMG zugestimmt. Die Kanzlei berät die Gemeinde bei der Umsetzung des Breitbandausbaues.

Bürgermeisterin Sinje Stein informiert ausführlich über den bisherigen Ablauf des Breitbandausbaues und berichtet über den derzeitigen Stand. Diese hat sie zu einem Rundbrief zusammengefast, daher als Anlage 1 der Originalniederschrift beigefügt ist.

Anschließend berichtet sie über Folgendes:

· Die bisherige Beleuchtung am Landjugendheim soll durch schwenkbare Bodenbauleuchten ersetzt werden.

· Am 03.12.2015 findet ein Gespräch zwischen dem Planungsbüro „Außenraum, Hauck und Kirchner“ und dem Friedhofsausschuss statt. Vom Planungsbüro werden die ersten Ergebnisse der Überplanung des Friedhofes vorgestellt.

· Nochmals geht sie kurz auf die Veränderung beim Stavenszins ein. Auf Antrag kann dieser, sofern ein größeres Grundstück (über 1.200 qm) bewohnt wird, halbiert werden. Der Stavenzins beträgt im Christian-Albrecht-Koog für die 2. Deichlinie 2.000,00 €/Hektar und für die 3. Deichlinie 2.500,00 €/Hektar. Der Erbbauzins wurde auf 750,00 € festgesetzt. 

· Die Kreisumlage wurde um 2,5 Prozentpunkte auf 39,5% erhöht.

7. Beratung und Beschlussfassung über die Aufstellung des B-Planes Nr. 8 der Gemeinde Galmsbüll (Osterhof) hier: Aufstellungsbeschluss     
· Auszug zur Erledigung an: FB 
Der Betriebsinhaber des Osterhofes in der Gemeinde Galmsbüll möchte sein Betriebsgelände überplanen lassen um damit den baulichen Bestand auf dem Osterhof, Gotteskoogdeich 32, planungsrechtlich abzusichern. Das Plangebiet befindet sich im Außenbereich (§ 35 BauGB) der Gemeinde Galmsbüll. Im Außenbereich sind nur privilegierte Vorhaben möglich, die in § 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 8 BauGB abschließend aufgezählt sind. Der Osterhof ist als landwirtschaftlicher Betrieb im Außenbereich zulässig. Zu den Einrichtungen eines landwirtschaftlichen Betriebes zählen Wohn- und Wirtschaftsgebäude, Stallungen, Scheunen, Garagen, Futter- und Getreidesilos sowie Betriebswohnungen für landwirtschaftliche Arbeitnehmer und Altenteilerwohnungen. Auf dem Osterhof befinden sich jedoch auch Büroräume u. a. für die Hofverwaltung und auch für den Bereich der Windenergie. Um die Gebäude bzw. Gebäudeteile, die nicht unmittelbar dem landwirtschaftlichen Betrieb dienen und mithin nicht unter die Privilegierung fallen auf dem Betrieb halten zu können und auch die Möglichkeit für eine moderate Erweiterung der Büroräume zu erhalten, wird die Sicherung durch eine Bauleitplanung beantragt. 

Für die Umsetzung des Vorhabens ist der Beschluss für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 8 zu fassen.

Beschluss:
1. Für das Gebiet: „Südlich der Straße Gotteskoogdeich (K 107), nördlich des Gotteswohnungsweges und westlich der Grenze zur Stadt Niebüll“ wird ein B-Plan aufgestellt. Es werden folgende Planungsziele verfolgt: Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Sicherung des Bestandes der auf dem Osterhof befindlichen baulichen Anlagen. 

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs.1 Satz 2 BauGB).

3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs, der Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange soll das Planungsbüro Brunk & Ohmsen, Jübek, beauftragt werden.

4. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und Aufforderung zur Äußerung auch im Hinblick auf den  erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltüberprüfung (§ 4 Abs.1 BauGB) soll schriftlich erfolgen.

5. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit mit der Erörterung  über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs.1 Satz 1 BauGB soll im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung durchgeführt werden.
6. Alle im Zusammenhang mit der Planung erforderlichen und entstehenden Kosten gehen zu Lasten des Antragstellers. 
Abstimmungsergebnis: 

Gesetzliche Anzahl der Gemeindevertreterinnen / Gemeindevertreter: 9

davon anwesend:
  9

	Ja-Stimmen:
	9

	Nein-Stimmen:
	0

	Stimmenthaltungen:
	0


Bemerkungen: 

Aufgrund des § 22 GO waren keine  Gemeindevertreterinnen / Gemeindevertreter von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen.
  
8. Beratung und Beschlussfassung über die 1. Änderung der Hundesteuersatzung          
· Auszug zur Erledigung an: FB 2
Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat das Gesetz über das Halten von Hunden (HundeG) beschlossen, das zum 01.01.2016 in Kraft treten und das bisherige Gefahrhundegesetz (GerfHG) ersetzen wird. 

Hundesteuersatzungen, die einen pauschalen Verweis auf § 3 GefHG enthalten, genügen damit ab 01.01.2016 nicht mehr den rechtlichen Anforderungen. Aus diesem Grunde ist die Satzung der Gemeinde Galmsbüll in § 1 Abs. 2 Buchstabe b zu ändern. 

Beschluss:
Die Gemeindevertretung beschließt folgende

1. Nachtragssatzung zur Satzung der Gemeinde Galmsbüll über die Erhebung einer Hundesteuer

Artikel 1

Steuergegenstand

Der § 1 Abs. 2 Buchstabe b erhält folgende Fassung:

(2)  b)
Die Haltung gefährlicher Hunde wird gesondert besteuert. Als gefährlich gelten solche  Hunde, die auffällig geworden sind und daraufhin von der Ordnungsbehörde als 
gefährlich eingestuft wurden.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Nachtragssatzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. 

.

Abstimmungsergebnis: einstimmig

9. Beratung und Beschlussfassung über einen Zuschuss an die Ulrike-Jessen-Stiftung          
· Auszug zur Erledigung an: FB 1

Die Ulrike-Jessen-Stiftung ist eine selbständige Stiftung, deren Zweck die Unterstützung für in der Ausbildung bzw. beruflicher Weiterbildung befindliche Galmsbüller ist. Unterstützungsvoraussetzung ist, dass sich der erste Wohnsitz seit mehr als 5 Jahren in der Gemeinde befindet.

Die Beihilfen werden auf Antrag einmal jährlich ausgezahlt. 

Im vergangenem wurden 14 Jugendliche unterstützt. 

Nach kurzer Beratung ergeht folgender 

Beschluss:
Die Ulrike-Jessen-Stiftung erhält bis auf weiteres einen jährlichen Zuschuss in Höhe von 10.000,00 €.

Abstimmungsergebnis: einstimmig
10. Beratung und Beschlussfassung über einen Zuschussantrag des TSV Emmelsbüll e.V.          
· Auszug zur Kenntnis an: FB 1

Der TSV Emmelsbüll hat bisher jährlich für seine Vereinsarbeit einen Zuschuss erhalten.

Auch in diesem Jahr möchte die Gemeinde Galmsbüll  die Vereinsarbeit wieder unterstützen.

Daher ergeht folgender

Beschluss:
Der TSV Emmelsbüll e.V. erhält bis auf weiteres einen jährlichen Zuschuss in Höhe von 450,00 €.

Abstimmungsergebnis: einstimmig
11. Beratung und Beschlussfassung über eine Kostenbeteiligung am Neubau des dänischen Kindergartens in Niebüll          
Bürgermeisterin Sinje Stein teilt mit, dass in Niebüll ein Neubau des dänischen Kindergartens geplant ist. Es wurde angefragt, ob die Gemeinde diesen bezuschussen möchte. Genaue Baukosten liegen noch nicht vor. 

Die derzeitigen Räumlichkeiten des Kindergartens, den 36 Kinder besuchen, sind deutlich zu klein. Daneben besteht der Wunsch eine Kinderkrippe für ca. 20 Kinder einzurichten und die Räumlichkeiten des Kindergartens so zu vergrößern, dass ca. 49 Kinder betreut werden können. Daher ist ein Neubau im Vorgarten der Schule geplant. 

Sobald konkretes zum Bauvorhaben feststeht, wird über eine Bezuschussung beraten. Eine Bezuschussung sollte in Abstimmung mit der Stadt Niebüll, der ebenfalls ein Zuschussantrag vorliegt, erfolgen.

Zudem sollte geklärt werden,

· wie die Eigenmittel finanziert werden bzw. wie sich diese Zusammensetzen und

· ob es sinnvoll ist, vertraglich Kindergartenplätze für Galmsbüller Kinder zu sichern.
12. Beratung und Beschlussfassung über einen Zuschussantrag für die Betreuungsmaßnahmen an der dänischen Schule          
· Auszug zur Kenntnis an: FB 1

Bürgermeisterin Sinje Stein stellt kurz den Sachverhalt vor. Aus der Gemeinde Galmsbüll nutzen zwei Kinder das Angebot der Nachmittagsbetreuung an der dänisch-friesischen Schule in Risum-Lindholm. Nach Rücksprache mit der Schule wird um einen Zuschuss in Höhe von 250,00 € / Kind gebeten.

Es ergeht folgender

Beschluss:
Die Betreuungsmaßnahmen an der dänischen Schule in Risum-Lindholm werden bis auf weiteres mit 250,00 € pro Kind und Schuljahr bezuschusst. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig
13. Beratung und Beschlussfassung über die Beauftragung eines Planungsbüros zur Erstellung eines informellen Planungskonzeptes          
Als Anhaltspunkte für die Prüfung von Ausnahmen nach § 18a Absatz 2 Landesplanungsgesetz (LaPlaG) wurden für die drei Planungsräume in Schleswig-Holstein Karten mit sogenannten Abwägungsbereichen für die Windenergienutzung erstellt. 
In ihrem Runderlass vom 23. Juni 2015 hat die Landesplanungsbehörde harte und weiche Tabukriterien für die Ermittlung geeigneter bzw. ausgeschlossener Flächen für Windenergienutzung festgelegt.
Durch kartografische Überlagerung der harten und weichen Tabukriterien wurde eine Tabuzone von rund 93 Prozent der Landesfläche ermittelt, in der ausgeschlossen ist, dass hier Windenergieanlagen zugelassen werden. Die Karten mit der grafischen Darstellung der Tabuflächen und potentiellen Vorranggebieten wird im Internet auf der Seite der Landesplanung zur Verfügung gestellt. 

Die dargestellten Abwägungsbereiche dienen als Suchräume für zukünftige Vorranggebiete. Die Landesplanung geht davon aus, dass die Ziele der Energiewende im Bereich Windenergienutzung in Schleswig-Holstein mit etwa 1,5 bis 2 Prozent der Landesfläche erreicht werden können. Dies entspricht etwa einem Viertel des in den Karten dargestellten Suchraums.

Sofern eine Gemeinde Einfluss auf die Ausweisung der Vorranggebiete haben möchte, bedarf es eines „Informellen Planungskonzeptes“. Unter diesem Begriff werden alle Planungen verstanden, die nicht das förmliche Bauleitplanverfahren und nicht deren rechtliche Bindungswirkung entfalten. Sie können beispielsweise der Erarbeitung der Entwicklung von Planungskonzepten (hier für die Windkraftnutzung) und dem Aufzeigen von Planungsalternativen dienen.

In der veröffentlichten Karte ist beispielsweise entgegen der Absicht der Gemeinde der Kleiseerkoog als Vorranggebiet ausgewiesen. Hier bedarf es gewichtiger Gründe, damit seitens der Landesplanung von einer Ausweisung abgesehen wird.

Mit der Ausarbeitung des Planungskonzeptes soll ein Planungsbüro beauftragt werden.
Beschluss:
Bürgermeister Sinje Stein wird ermächtigt, einen Planungsauftrag an das Planungsbüro zu vergeben, das das wirtschaftlichste Angebot abgibt.

Abstimmungsergebnis: einstimmig
13. Anfragen und Mitteilungen          
Der neu aufgestellte Müllbehälter am Bahrenhof wird stark genutzt und quillt daher häufiger über. Die regelmäßige Leerung durch John Hansen scheint nicht ausreichend. Wilhelm Melfsen nimmt sich der Sache an. 

Ernst Ludwig von Schwichow regt an, den Zuschussbetrag für Freizeitfahrten (Hinweis der Verwaltung, der nicht in der Originalniederschrift enthalten ist:  Derzeit 1,50 € je Tag und Teilnehmer/in,) durch Beschluss in der nächsten Gemeindevertretersitzung zu erhöhen.

In der nächsten Bauausschusssitzung sollten folgende Themen angesprochen werden:

- Asphaltierung von Deichauffahrten

- Zusätzliche Hinweisschilder für den Rautenhof

- Hinweis auf die Hausnummerierung (z.B.: nach links 1 – 14, nach recht 15 und 16)

- Baumrückschnitt in Galmsbüllkoog und Mitteldeich.

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, schließt Bürgermeisterin Sinje Stein, mit einem Hinweis auf den am 03.01.2016 stattfindenden Neujahresempfang, um 21:15 Uhr die Sitzung der Gemeindevertretung.

________________________________     ________________________________

Bürgermeisterin                                                            Schriftführer
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